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* Karlsruher Zeitung
Staatsameiaer für das Großheyogtum öaden
A- 14

Expedition :
Karl Friedrich- Straße Rr . lt (Feriisprcch-
anschlich Rr . «St , SS2, SüS, 954 ), woselbst auch

HiijeiflCi! in Empfang genommen werdeiu

Donnerstag , den 15. Januar 1914

Vorausbezahlung : vierteljährlich 3 .S 50
durch die Post im Gebiete der deutschen Postverwaltung, Bricfträgergebühr eingerechnet, 3 Ji G "

Ei » rücklings gebühr : die ü ma ! gespaltene Petitzeile oder deren Raum 25 Briefe und Gelder frei.

157. Jahrgang
Unrerlanzte Drucksachen und Manuskripte
werden nicht zurückgegeben nur eS wird keiner -
lei Verpflichtung zn irgendwelcher Vergütung

übernommen .

Staatsanzeiger .
Srin e Königliche Hoheit der Grofxherzog

haben unter dem 29 . Dezember 1913 gnädigst geruht ,
dem Postsekretär Joseph Löffel aus Kappel , Amt Etten-
heim , niit Wirkung vom 1 . Juli 1913 unter Ernennung
zum Postmeister die Vorsteherstelle beim Postamt Engen
zu übertragen .

Mit Entschließung des Ministeriums des Großherzog-
lichen Hauses, der Justiz und des Auswärtigen vom
2. Januar 1914 wurde dem Ober-Postassistenten (Kanz-
listen ) Friedrich Saier von Wagensteig (Amt Freiburg)
der Titel Kanzleisekretär und dein Ober-Telegraphen-
assistenten Georg Fischer von Flehingen (Amt Bretten )
der Titel Telegraphensekretär verliehen.

Die Frankfurter Pferdcmarktlotteriebetr .
Dem Frankfurter landwirtschaftlichen Verein in Frank-

furt a . M. wurde die Erlaubnis zum Vertrieb der Lose
der von ihm anläßlich der im April und im Oktober 1914
dortselbst stattfindenden Pferdemärkte zu veranstaltenden
zwei Verlosungen von Pferden, Wagen und anderen Ge-
brauchsgegenständen im Gebiete des Großherzogtums Ba -
den erteilt.

Karlsruhe , den 12 . Januar 1914 .
Großh . Ministerium des Innern .

Der Ministerialdirektor :
Pfisterer . Jung .

Gewwnanszug
der

4 . ZtreuMch . Snddentl '
che »»

(330 . Königlich Preußische » ) Ktastenlotterke
1 . Klasse 2 . Ziehuugsiag 13 . Januar 1914

»Int jede aezvgeiie Nummer sind zwei gleich hohe Gewinne
Gefallen , und zwar je einer auf die iiose aleicher Nummer

tu den beiden Abteilungen I und II .

lOyne Bewähr A. St .-A . f . 8 )
In der VormittagS ' Ziehung wurden Gewinne über

60 SKI . gezogen :'2 Gewinne zu 1000 Mk . 154865
6 Gewinne zu 400 Mk . 17140 66679 127846
12 Gewinne zu 300 Mk. 59170 124737 142028

173470 178158 210951
32 Gewinne zu 200 Mk . 6375 8598 31310 52389

64098 78203 83659 87022 101752 105140 126739
130036 166650 174487 199198 206895

56 Gewinne zu 100 Mk . 1742 12602 15172 23363
81328 32949 45729 57429 72412 88294 100478 113419
113990 130280 137200 137297 141563 143463 162436
163093 .- 166961 171367 186134 190934 201229 206792
211496 212613

In der RachmittagS - Ziehung wurden Gewinne über
60 Mk . gezogen :

2 Gewinne zu 10 000 Mk. 95678
2 Gewinne zu 3000 Mk . 44418
2 Gewinne zu 1000 Mk. 170834
2 Gewinne zu 500 Mk . 76176
8 Gewinne zu 400 Ml . 77057 127366 166150

196399
18 Gewinne z« 300 Mk. 1522 67877 111186 113545

141724 146880 150371 153833 178888
26 Gewinne zu 200 Mk . 13577 22797 28235 41834

68665 76209 85427 124187 143947 160353 178166
188902 196734

80 Gewinne zu 100 Mk . 1498 5044 10462 14126
22320 22526 23552 27655 37773 42147 62837 66106
62463 64424 70222 74876 75584 89516 93086 95460
102.898 111958 122480 135861 142673 146227 154641
155254 162252 166103 173303 174542 174642 179191
185249 186171 189522 198170 200750 204951

Die Ziehung der 2. Klasse der 4. Preußisch ' Süddeutl <5en (230 . König !-
Dreuß .) Älaljenlotterie findet am 13. und 14. Februar 1U14 statt .

Nict )t --Ämt !icl )er Teil .
Karlsruhe , 14 . Januar .

Die Erklärungen des Reichskanzlers
im preußischen Landtag .

Nachstehend geben wir zunächst die schon im Auszug
mitgeteilte , im preußischen Landtag gehaltene Rede des
Reichs kanz le rs und preußischen Ministerpräsiden -
ten von B e t h m a n n - H o l l w e g über die

Reichssteueraesetzgcbung
nach der ausführlicheren Fassung der „Köln . Ztg ." wie-
der. Der Kanzler führte im Anschluß an seine Erklärung ,

daß eine praktische Durchführung der Arbeitslosenver -
sicherung durch das Reich in absehbarer Zeit unmöglich
sei , aus :

Gegen den allgemeinen gehaltenen Vorwurf der P a s-
sivität lege ich Verwahrung ein . Solche Vorwürfe
müssen begründet werden . Ich gehe deshalb nur auf diejeni -
gen Ausführungen des Vorredners ein , in denen er einen Be -
weis für die Vorwürfe suchen will . Das ist seine Kritik an
der ReichSsteuergesetzgebung des vorigen Jahres . Daß die
Reichsvermögenszuwachs st euer eine Last ist, die
von den Einzelstaaten schwer, sehr schwer zu tragen ist, dar -
über besteht wohl bei niemand eine Meinungsverschiedenheit .
Die Frage ist nur die , ob das Reich auf andere Weise seinen
zwingend » Geldbedarf decken konnte . Die reinliche Scheidung
zwischen den Finanzen des Reiches und denen der Einzelstaaten
war gewiß ein viel glücklicherer Zustand . Die Grenzlinie
ist verwischt worden , besonders im Jahre 19 06 durch
die Erbschaftssteuer . Auf eine retrospektive Kritik ,
auf eine Würdigung der Gründe , welche die verbündeten Re -
gierungen damals zu dieser Maßregel bewogen haben , gehe ich
nicht ein . Es liegt mir nur daran , diejenigen Herren , welche
so scharfe Kritik an den Vorgängen des Jahres 1913 üben ,
auf die geschichtliche Entwicklung der Dinge aufmerksam zu
machen , die zu dieser Situation von 1913 geführt haben . Dann
kam das Jahr 1908 und 1909 . Bei dem außergewöhnlich hohen
Geldbedarf des Reiches glaubten die verbündeten Regierungen
die erforderlichen Mittel nicht lediglich aus indirek -
ten Steuern herausholen zu können , sondern den Besitz
treffen zu müssen , und zwar auf demselben Gebiet , das bereits
1996 angeschnitten worden war . Die von den verbündeten
Regierungen vorgelegte Ausdehnung der
Erbschafts st euer auf die Deszendenten und Aszendenten
fand keine Annahme bei dem Reichstag . Ich habe
immer diesen Wendepunkt der Dinge für einen verhäng -
nisvollen gehalten . ( Sehr gut ! links . ) Auch hier ent -
halte ich mich jeglicher Kritik . Die Parteien mögen noch so
sehr verschieden die Versteuerung des KindeSerbes beurteilen ,
und man kann unzweifelhaft sehr verschiedener Meinung dar -
über sein , an der Tatsache kommen wir nicht vorbei , daß die
Ablehnung der Erbschafts st euer den Andrang auf
Reichsbesitzstenern verstärkt und leider zugleich verbittert hat .
Diesem Andrang haben sich auch die Konservativen im Reichs -
tag nicht entziehen können . Ich erinnere an die Worte , die
der Abg. v. Hehdebrand am 9 . November 1911 gesprochen
hat . Damals sagte er : „Das habe ich hier im Namen meiner
sämtlichen politischen Freunde zu erklären , daß wir bereit find ,
wenn die Stunde und das Land und unsere Ehre es fordern ,
nicht bloß Opfer zu bringen an Gut , sondern auch an Blut, "
und auf einen Zuruf von links fuhr er fort : „ gewiß , und wen «
es von uns gefordert wird , und die nötigen Einnahmen nicht
vorliegen , find wir auch bereit , das Vermögen der Besitzen -
den auf den Altar des Vaterlandes zu legen .
<Hört , hört ! links .) Aber es soll das Vermögen der Lebenden
und nicht der Toten sein . Glauben Sie mir . das weiß ich
ebensogut wie Sie , daß man auch wegen der Erbschaftssteuer
verschiedener Meinung sein kann . Aber der Meinung sind
wir , daß , nachdem wir gesehen haben , daß zwei Jahre lang
eine Kluft sich h

'
.ci' anfgeton hat , zwischen der bürgerlichen

Gesellschaft , und es au einem Streit gekommen ist , durch den
die bürgerliche Gesellschaft gespalten war von einem Ende bis
zum andern , zum Schaden unseres ganzen deutschen Vaterlan -
des und Volkslebens nicht eine neue Kluft aufgetan , ein neuer
Streit entfacht werden darf , wenn eine nationale Tat heraus -
kommen soll.

" Nun , meine Herren , in Konsequenz dieser
Anschauung hat auch die KonsMMtive Partei des Reichstags
für den Antrag Bassermann - Erzberger gestimmt ,
der eine allgemeine , den verschiedenen Besitzformen gerecht wer -
dende Befitzbesteuerung im Reich gefordert hat . So war es
communis opinio , daß im Reichstag eine Besitzsteuer einge -
führt wird , auch wenn die Ansichten über die Form der Besitz -
steuer weit auseinandergehen . Bekanntlich war bei der Bera -
tung des Antrags Bassermann - Erzberger die Ansicht der Kon -
servativen von der des Zentrums und der Naionalliberalen
weit verschieden . Diese Verschiedenheit bestand . Aber nach
der lex Bassermann - Erzbergr sollte eine Besteuerung des Be -
fitzes durch das Reich erfolgen , auch wenn das Reich kein neues
Geld bedurfte . Bei dieser Situation waren doch die verbün -
deten Regierungen , als sie die Wehrvorlage des Jahres 1913
mit ihrem enormen Geldbedarf einbrachten , absolut gezwun -
gen , in erster Linie mit den Besitz anzugreifen , ganz abge -
sehen von den übrigen Erwägungen , welche auf denselben Weg
hinwiesen und . meine Herren , ivas für eine Form der allge -
meinen Besitzsteuer stand zur Verfügung ? Daß eine reine
Reichsvermögens - rder Reichseinkommensteuer unmöglich war ,
stand von vornherein fest. Ich und der Rcichsschatzfekretär
haben uns über die Gründe gegen diese Steuer , die sie absolut
ausschließen , im Reichstag ausführlich ausgesprochen . Diese
Gründe werden von der überwiegenden Mehrheit dieses Hau -
ses unzweifelhaft nicht angefochten . Am nächsten — ich sage
das ganz ohne Polemik — hätte unzweifelhaft für die Wehr -
Vorlage die Aszendenten - und Deszendentensteuer gelegen ;
dann lvären wir nicht über den Nahmen hinaus gegangen , der
1993 gespannt war . Ich habe mir in dem Jahre 1912 und
1913 alle erdenkliche Mühe gegeben , die prinzipiellen Gegner
der Erbschaftssteuer von ihrem Widerspruch abzubringen , im
Hinblick auf die nationale Notwendigkeit einer umfassenden
Wehrvorlage .

Diese meine Versuche sind leider fehlgeschlagen . Aus den
Gründen , die Herr v. Hehdebrand angeführt hat , und da be -
ziehe ich mich auf seine von mir verlesenen Worte , konnte und

(Mit einer Landtagsbeilaae .)

wollte ich bei der Vorlage der Heeresverstärkung n i cht deu
alten Kampf wieder erneuern , der zum Unheil un¬
seres Vaterlandes unser ganzes politisches Leben jahrelang
vergiftet hat . Deshalb sind die verbündeten Regierungen ge -
zwungen gewesen , einen Ausweg zu suchen, und dieser AuS -
weg fand feinen Ausdruck in der Regierungsvorlage , die vor -
sah eine primäre Landesbesitzsteuer und sekundär eine
Reichsverniögenszuwachssteuer . Diese Regierungsvorlage war
für eine ganze Reihe von Einzelstaaten , darunter in
erster Linie Preußen , durchaus zweckmäßige , sie war zweckmä -
ßig für alle Staaten , welche die Sicherheit dafür hatten , daß
sie mit ihren Landesvertretungen sich über die primäre
Landesbesitz st euer leicht einigen konnten . So waren
diese Bundesstaaten in ihrer Selbständigkeit nicht bedroht .
Sie konnten die Sache arrangieren . Die Aufbringung der
Steuer vom Besitz war gewährleistet . Ganz anders aber stan -
den eine Reihe anderer Bundesstaaten — und sie
waren zahlreich —, bei denen es absolut problematisch war ,
ob sie sich mit ihrer Landesvertretung einigen würden . Diese
Bundesstaaten legten — und wie ich glaube , mit Recht —
Wert darauf , daß ihnen die Regierungsvorlage die Sicherung
gebe , daß und wie sie zu ihrem Gelde kommen würden für den
Fall , daß eine Einigung mit der Landesvertrctuug über die
Landesbesitzsteuer nicht gelänge . Ohne diesen Zusatz
konnten eine große Anzahl von Bundesstaaten für diese Vor -
läge absolut nicht stimmen , und auch das Reich hatte
seine eigenen Interessen daran , daß die Steuer , welche auf
die Einzelstaaten geladen wurde , für das Reich absolut sicher
war . So ist die Vermögenszuwachssteuer in die Regierung ?-
Vorlage hineingekommen . Die Herrn von der Rechten machen
den verbündeten Regierungen Vorwürfe , daß sie diese Regie -
rungsvorlage nicht durchgesetzt hätten . Darauf konzentrierten
sich auch wohl die Angriffe des Vorredners . Wie haben sich
nun die einzelnen Parteien im Reichstag zu der Regierung ? -
Vorlage gestellt ? Ich habe seinerzeit in der konservativen Presse
mehrfach gelesen : „ Ja , 5ie Negierung habe doch nur zuzugrei -
fen brauchen , denn die Regierungsvorlage hatte ja im Reichs -
tag eine durchaus freundliche Aufnahme .

" Ich habe die ent -
gegengesetzte Meinung .

Wenn Sie die Verhandlungen des Reichstags in der ersten
Lesung der Wehr - und Deckungsvorlage nachlesen , so wer -
den Sie finden , daß sowohl die Nationallibera -
l e n wie das Zentrum bei der ersten Lesung die schärf -
sten Bedenken gegen die Regierungsvorlage erhoben haben .
Diese beiden Parteien wollten den Umweg über die Ein -
zelstaaten iu keiner Beziehung . Sie erhoben auch schwere Be -
denken gegen das Sicherunflsgesetz . Die Fortschrittliche Volks -
Partei und die Sozialdemokratie lehnten natürlich die Re -
gierungsvorlage von vvornherein glatt ab . Graf Westarp ,
der der Wortführer der Konservativen Parteie war , erklärte ,
daß seine Freunde nicht einsehen könnten , weshalb neben
dem Wehrbeitrag noch eine Besitzsteuer eingebracht würde .
Er meinte , die Verpflichtung , die die verbündeten Regierun -
gen bei der lex Bassermann - Erzberger eingegangen seien ,
sei durch den Wehrbeitrag abgelöst . Zu dieser Ansicht hat
man sich im Bundesrat nicht bekennen können . Ich habe in
den Äußerungen des Grafen Westarp auch einen Vorschlag
vermißt , wie wir sonst das Geld hätten aufbringen können .
Graf Westarp war mit dem Umweg über die Einzelstaaten
einverstanden , erklärte aber das Sicherungsgesetz von vorn -
herein als unbedingte Grundlage . Dieses Sicherungs -
g e s e tz war aber für eine ganze Reihe von Bundesstaaten
eine absolute Notwendigkeit . Ohne diese Sicherung wäre es
ganz unmöglich gewesen , im Bundesrat für diese Regierungs -
Vorlage eine Mehrheit zu gewinnen . Und dieses Sicherungs -
gesetz ist uns von der konservativen Partei des Reichstags
in der ersten Lesung als unannehmbar bezeichnet worden .
Abgesehen von der Reichspartei hatten sämtliche Parteien die
schwersten Bedenken gegen das Gesetz. Die Konservativen
wollten uns gerade das Stück aus der Vorlage herausstrei -
chen , das wir unbedingt brauchten . Die ablehnende Haltung
des .Reichstags verschärfte sich im Verlauf der weitern Ver -
Handlungen , allerdings schwächten die Konservativen ihren
Widerstand gegen das Sicherungsgesetz langsam ab . Ja -
wohl , meine Herren , aber die Konservativen stellten immer
noch die weitere Bedingung , daß aus dem Sicherungsgesetz
die Besteuerung des Kindeserbes unter allen Umständen her -
auskäme . Dann war aber das Sicherungsgesetz gerade für
diejenigen Bundesstaaten , die es brauchten , inhaltlos . Diese
Fragen sind im Bundesrat ausführlich erörtert worden . Ein
Sicherungsgesetz mit Ausschluß des Kindeserbes bedeu -
tet nichts . Also auch in dem letzten kritischen Moment haben
noch die Herren Konservativen nicht der Regie -
rung diejenige Unter st ützung zuteil werden las -
fen , welche sie jetzt rechtfertigen könnte , der Regierung zu sa -
gen , du hättest nur fest zuhalten müssen , und du hättest die
ganze Sache bekommen . Ich weiß wirklich nicht , wie man
diese Behauptung angesichts des tatsächlichen Standes der
Dinge erheben kann . (Sehr richtig links und im Zentrum .)
Die preußische Regierung und der Bundesrat waren der
Ansicht , daß die Regierungsvorlage leider nicht durchzufüh -
ren war . ( Widerspruch des Abgeordneten Hehdebrand .) Man
kann da verschiedener Meinung sein , aber Sie müssen doch
bedenken , wie die allgemeine politische Situation war . Die
Annahme der Wehrvorlage war gesichert, wenn eine Eini -
gung über die Deckung erfolgte . Die Durchführung der
Wehrvorlage konnte nicht hinausgeschoben werden , dafür hätte
ich nie die Verantwortung tragen können . (Lebhafter Beifall
links und im Zentrum .) Deshalb mutzte — das ist keine
Kapitulation — eine Einigung über die Deckung erfolgen .
(Lebhafte Zustimmung im Zentrum und links .) Es gibt
Situationen , so schwerwiegend sie auch für dte Regierung
sein mögen , wo Kompromisse geschlossen werden müsse « . Ich



erinner daran , daß auch Fürst Bismarck über Kompromisse
im Reichstag gesprochen hat . Er hat wiederholt ausgeführt ,
daß die Negierung nicht absolut aus ihrem Schein bestehen
müsse . Gewiß könne sie das tun , wenn die Lagg so wäre , daß
aufgelöst werde, oder wenn es sich um einen Gesetzentwurf
handelt , den sie noch zurückstellen könnte , wo sie sich sagen

Könnte , ich habe mit der Vorlegung meine Pflicht getaii , ich
hielt ein solches Gesetz im Staatsinteresse für notwendig ,
während der Reichstag anderer Ansicht war . Aber Iiier lag
es anders . Meine Herren , sollte ich mir die Regie -
rungsvorlage ablehnen lassen , weil ich mich über
die Steuer nicht einigen konnte ? Sollte ich in der Situa -
tion , in der sich das Reich damals befand , und immer befinden
mutz, datz es seine gesamte Wehrkraft zur Hand nehmen
mutz, um sich zu verteidigen , sollte ich in diesem Moment
sagen : Ich nehme alle Gefahren für die Zukunft aus mich,
ich kann mich über die Deckungsvorlage nicht einigen ? Meine
Herren , es lag eine Zwangslage vor und nicht mts Nach¬
giebigkeit Motz gegen das Parlament , nicht aus einer Sucht
zu kapitalisieren , nicht aus Passivität haben sich die verbün¬
deten Regierungen damit einverstanden erklärt , schließlich im
letzten Moment die Vermögenssteuer anzunehmen , fondern
lediglich in dem Gefühl einer schweren und ernsten Verantwor -
tung gegenüber dem Reich . (Lebhafter Beifall links und im
Zentrum . ) Ich möchte auf die Details nicht eingehen , ich
möchte wünschen , datz bei der weitern Aussprache über diese
Frage doch auch diese Motive , die mich bewogen haben ,
die preutzische Regierung und ebenso den Buirdesrat bewogen
haben , auch von der preußischen Volksvertretung gewürdigt
werden . Meine Herren , ich wiederhole — ich brauche es nicht
zu wiederholen , es liegt ja klar auf der Hand — int Inter¬
esse der Einzelstatten beklage auch ich diese Vermögenszu -
wachssteuer in jeder Beziehung , aber ich halte es für ein
nobile officium , auch die schwersten Opfer auf mich zu neh -
men , wenn es nötig ist , um die Stärke und die Unabhängig -
keit der Nation zu verbürgen .

"

Im weiteren Verlaufe der Sitzung ergriff der Reich s -
k a n z l e r nochmals das Wort zu folgenden Ausfüh -
rangen :

Der Vorredner ( Abg . Röchling ; Red . ) hat seine Berech -
tigung zur Besprechung der

Zaberner Angelegenheit
in diesem Hause daraus hergeleitet , datz Elsatz - Loth -
ringen ReichÄand sei, und datz infolgedessen jeder einzelne
Bundesstaat ein Interesse daran hat , wie es dort zugeht .
Ich will nicht bestreiten , datz unter diesem Gesichtspunkt eine
Besprechung von Mißständen solcher Art , wie es der Vorred -
ner getan hat , hier im Hause vorgenommen werden kann .
Ebenso habe ich volles Verständnis dafür , datz das Empfin -
den jedes Preußen sehr scharf und unangenehm durch das
berührt worden ist, was dort vorgekommen ist . Aber ich kann
es nicht für zulässig ansehen , datz mein Verhalten
im Reichstag in der Zaberner Angelegenheit hier zum Ge -
genstand der Kritik gemacht wird . Ich bin dort nicht
als Mini st erpräsident , sondern als Reichs -
kanzler aufgetreten , und eine Kritik dessen , was ich als
Reichskanzler getan habe , nicht als preußischer Bun¬
desratsbevollmächtigter und nicht als preutzischer Minister -
Präsident , kann nur im Reichstag erfolgen . Sie verschlie -
tzen mir die Möglichkeit , mich zu verteidigen . Datz Sie das
Herrenhaus hier anziehen , ist nicht richtig . Dort ist darüber
geklagt worden , meiner Uberzeugung nach mit Unrecht , datz
die verbündeten Regierungen es zulietzen , datz die staats -
rechtlichen Verhältnisse der Einzelstaaten im Reiche verscho-
ben würden ; wenn dieser Vorwurf zuträfe , so würde ich
allerdings als stimmführendes Mitglied des Bundesrats für
Preutzen mit daran Schuld sein , und diese meine Haltung
als preutzischer Bundesratsbevollmächtigter unterliegt der
Kritik des Landtags . Eine Kritik über meine Tä¬
tigkeit als Reichskanzler kann ich aber in die -
fem Hause nicht annehmen . Trotzdem muh ich gegen
ein paar Worte , die der Vorredner gesprochen hat ., hier Ver -
Wahrung einlegen , weil ich sie für unrichtig halte . Ich
habe mich im Reichstag , als ich die Zaberner Angelegenheit
darstellte , bezüglich der Vorgänge am 28 . November auf die
Meldung des Militärs gestützt und danach die Si -
tuation geschildert . Ich habe ausgeführt , datz das Militär
zum Einschreiten gekommen ist , weil es der Ansicht war , datz
das Zivil versagt habe . Ich habe weiter hinzugefügt , die
Zivilbehörden widersprechen dieser Auffassung
des Militärs aufs allerentfchiedenste . Wer von beiden recht
hat , weitz ich nicht , und werde ich vielleicht auch niemals wif -
sen können . Bitte lassen Sie mich ausreden . Nun sagt der
Vorredner , das wäre ein ? Stellung , die eines Staatsmannes
unwürdig wäre . Widerspruch des Dr . Röchling . ) Ja , meine
Herren , haben Sie denn gewußt — nicht der Herr
Vorredner , aber seine Parteifreunde im Reichstag , die sich
beteiligt haben !, ich meine an dem Votum ( Heiterkeit )
ob das Militär oder das Zivil in seiner Auffassung im
Recht war ? Haben Sie nicht die Verhandlungen in Stratz -
bürg gelesen ? (Zustimmung rechts . ) Haben Sie nicht den
Eindruck gehabt , datz manche Leute , die damals meinten , das
Militär hat unrecht , jetzt eines Bessern belehrt wor -
den sind ? (Zustimmung rechts . ) Mir scheint , daß auch die
Freunde des Vorredners zum Teil eines Bessern belehrt wor -
den sind . (Heiterkeit rechts . ) Ich soll nicht staatsmännisch ge-
handeit haben ? Wo ist denn der Staatsmann , der am 3.
und 4 . Dezember genau gemutzt hat , wie die Dinge lagen .
Es gibt keinen , und auch der Abg . Dr . Röchling wird das
damals nicht gemutzt haben . Wenn Sie durch Ihre Dar -
stellung der Situation eine Begründung für das Votum her -
ausziehen wollen . . . ja , aber ich will ja darüber hier nicht
sprechen . (Heiterkeit rechts . )

Die Kritik , die der Vorredner an der Tätigkeit der
Verwaltungsbehörde, ! in Elsatz - Loth ringen
geübt hat , ist auch ein Gegenstand , über den ich nur im
Reichstag rede , und ich bitte dringend , verschieben
Sie doch nicht die Kompetenzen in dieser Frage ,
namentlich nicht in einer Frage , die leider Gottes zu einer
so hochpolitischen geworden ist, wie es hier der
Zaberner Fall ist . Das , meine Herren , will ich noch hinzu -
fügen , auch um die Kompetenzgrenze noch einmal festzuftel -
len . Es ist selbstverständlich , datz die Vorgänge in Elsaß -
Lothringen eine sehr ernste Sorge der ReichSrcgierung
bilden , und daß es eine sehr ernste Sorge der Reichsregie -
rung ist , wie solche » Vorfällen für die Zukunft zu
steuern ist . lLebhafter Beifall recht .)

Über die Frage des A r b e i t s w i l l i g e n s ch u tz e s ,
die der Vorredner ziemlich eingehend besprochen hat , will ich
mich hier nicht äußern , Ich toiil nur in tatsächlicher Bezie -
hung einen Irrtum richtig stellen , der dem Vorredner , wenn
ich ihn recht verstanden habe, untergelaufen ist. Er meinte ,
ich sei im Reichstag zu dem Schluß gekommen , daß ein ver -
stärkter Schlitz der Arbeitswilligen unmöglich sei , weil ich
ein A u s n a h m e g e s e tz ablehnte . Meine Herren , so habe
ich mich durchaus nicht ausgesprochen . Ich habe gesagt : Ge¬
wiß , — ich will die Einzelheiten nicht ausführen — , die Ent -
Wicklung hat sich so gestaltet , datz ein erhöhter « ch n tz
der Arbeitswilligen in manchen Beziehungen notwendig ist.'
Ich habe abgelehnt , das auf dein Wege eines Ausnahmege -
Metzes zu macht»» , sondern auf dem Wege des öffentlichen ,
gemeinen Rechts . Darin liegt aber doch nicht, das ist

l der Kernpunkt meiner Ausführungen , datz ich einen Schutz
der Arbeitswilligen ablehne , weil er nur durch ein Aus -
nahmgesetz zu machen ist .

' '
Der Abg . Röchling berührte auch die

Wahlrcchtssrage - - -
und hat am Schlüsse seiner Ausführungen die Forderung
an mich gerichtet , die Regierung müsse die Sache in die Hand
nehmen und nicht etwa das Parlament sie ihr aufoktroyieren .
Meine Herren , die Regierung ist durchaus nicht der Ansicht ,
das sie sich vom Parlament eine Wahlreform aus -
oktroyieren lassen will , iLebhafter Beifall der Konferva -
tiven . ) So wenig wie die Regierung dem Parlament eine
Wahlreform aufzuoktroyieren gedentt , ebensowenig wird sie
sich vom Parlament eine Wahlreform aufoktroyieren lassen .
( Sehr richtig ! rechts . ) So gut wie die Regierung seinerzeit
ihrerseits die Initiative ergriffen hat , so gut wird sie die
Initiative ergreife n , wenn sie ihrerseits
den Zeitpunkt für gekommen erachtet . ( Hört ,
hört ! Rufe links , Rufe : Wann , wann ? bei den Sozialdemo¬
kraten . ) Ja , das werden Sie sehen . iGrotze Heiterkeit rechts .1
Bei dieser Gelegenheit muß ich mich mit einer oft gebrauch -
ten agitatorischen Wendung auseinandersetzen . Diese Wen -
duug betrifft das „ U n e i n g e l ö st e K ö n i g s w o r t "
( Sehr gut ! rechts ) Eine Thronrede ist , staatsrechtlich genom -
men , ein Regierungsakt wie andere Regierungsakte ( Sehr
gut ! rechts ) , und sür das , was iit der Thronrede gesagt wird ,
trägt allein die Verantwortung die Regierung .
(Sehr richtig ! ) Das will ich gegenüber dem Mißbrauch des
Wortes „uneingelöstes Königöwort " hiermit ein für allemal
namens der Regierung festgestellt habest . ( Starker Beifall
rechts , Widerspruch links . ) Der Ankündigung , die der
mit allerhöchster Sanktion in der Thronrede von 1908 ausge -
nommene Passus enthält , ist durch die Vorlage der
Wahlreform vom Jahre 1910 entsprochen worden .
(Sehr richtig ! rechts . ) Daran , daß diese Wahlreform nicht
zustande gekommen ist , trägt die Regierung keine Schuld .
(Lebhafter Widerspruch links . ) Die Wahlreform ist nicht zu -
stände gekommen , weil sich der Landtag nicht darüber
einigen konnte . ( Vehr richtig ! rechts ; Unruhe links . )
Bei dieser Situation ist es lediglich dem Ermessen der Re -
gierung anheimgestellt , wenn sie glanbt , den Versuch mit
Aussicht auf Erfolg wiederholen zu können . Jedenfalls ist
die Regierung der Ansicht gewesen , datz es nicht ange -
bracht war , dem neugewählten Abgeordnetenhause in seiner
ersten Tagung eiue Vorlage über die Reform des preußischen
Wahlrechts , welche immer von der größten politischen Be -
deutung ist, vorzulegen .

Der Vorredner hat dann noch meine Haltung in der
vraunschweigischen Frage

berührt . Ich habe mich über die braunschiveigische Frage ,
über das braunschweigische Recht , über die Bundes -
ratsbeschlüsse von 188» und 1907 , über das Verhältnis der
letzten Entscheidung des Bundesrats zu diesen beiden Be -
schlüssen, über die Bedeutung des Verzichtes ausführlich im
Reichstag ausgesprochen . Ich wüßte nicht , was ich dem
hinzufügen könnte . Ich habe auch in den Worten des
Vorredners eine Widerlegung dessen nicht finden können .
Wohl aber geben mir feine Ausführungen erwünschten Anlatz ,
meine Darlegungen im Reichstag in einer Beziehung noch zu
ergänzen . Das ist die Eintmrkung der Regelung der
braunschweigischcu Frage auf die w e l f i f ch e Partei in
H a n n o v e r . Da möchte ich nun zunächst daran erinnern ,
daß die Aussicht auf die Löfuug der brauuschweigischen Frage ,
welche nun zur Tat geworden ist, als sie öffentlich bekannt
wurde , fast ganz allgemein die l e b h a f t e st e Z u st i m-
mung fand (Sehr richtig ! links ), auch in konservativen und
auch in nationalliberalen Kreisen . Auch in nationalliberalen
Kreisen wurden die Garantien , die der Prinz Ernst August ge-
geben hatte , anfänglich für auskömmlich erachtet . (Zuruf bei
den Nationalliberalen : Nie ! ) Der Umschwung ist erst einge -
treten , als die hannoverschen Welsen anfingen , die Bedeutung
dieser Garantien in Zweifel zu ziehen . Nun , die Welfeu
in Hannover mögen sagen und schreiben , was
sie wollen . An der Bedeutung dessen , was der jetzt
regierende Herzog von Braunschweig gesagt und getan hat ,
können sie nicht rütteln und nicht deuteln .
(Lebhafter Beifall . ) Das Wort eines Ehrenmannes
wird nicht angetastet durch Auslegungen ,
welche unberufene Dritte ihnen geben zu können
glauben . (Sehr richtig rechts . ) Nun ist es allerdings richtig , datz
die hannoverschen Welfen fortgesetzt diesen Versuch gemacht
haben , und es ist richtig , daß , wie der Vorredner das hier aus -
gedrückt hat , in einer Welfen Versammlung in Nien -
bürg im Dezember vorigen Jahres Äußerungen gefallen sind ,
welche nicht anders gedeutet werden können und wohl auch so
gedeutet werden sollten , als entspreche es dem Willen und den
Wünschen der regierenden Herzogs zu Braunschweig , daß die
haimoverschen Welfen ihren Kampf nm die Wieder -
Herstellung des Königreichs

'
Hannover fort -

setzen.
Ich bin von Seiner Königlichen Hoheit , dem regierenden

Herzog , ausdrücklich ermächtigt (Hört , Hört ! ) , vor diesem
Hause und vor dem ganze n Lande festzustellen , daß jede Be -
rufung auf den Herzog filWVdtätigung der Bestrebungen der
Deutsch -Hannoverschen Partei nicht nur dem Willen Seiner
Königlichen Hoheit nicht entspricht , sondern diesem Willen
direkt widerspricht . (Lebhafter anhaltender Beifall bei
den bürgerlichen Parteien . ) Diese Willensmeinung des
regierenden Herzogs ist so bündig und so unmißver -

ständlich , datz, wenn Mitglieder der Deutsch -Hannoverschen
Partei fortfahren sollten , den Herzog sür sich in Anspruch zu
nehmen , jedermann wissen wird , was davon zu halten ist . (Bei -

fall . ) Für den H e r z o g sind derartige Versuche , wenn sie noch
fortgesetzt werden sollten , mit seiner Erklärung ein -

für allemal abgetan . (Lebhafter Beifall .) Die Fort -
bauet der Welfenbewegnng in Hannover ist ja das Haupt -
argument , niit dem die Angriffe gegen die von mir vertretene
Politik geführt werden . Sollte ich die Einwilligung Preußens

treiben nur mit realen Möglichkeiten und nicht mit irrea -
len Fiktionen ; kein verständiger Mensch hat erwarten
können , daß sich die Deutsch -Hannoversche Partei sofort auf -
lösen würde . Eine Partei , die 47 Jahre zusammengeballten hat ,
obwohl vom ersten Augenblick an es absolut ausgeschlossen war ,
daß sie jemals das Ziel ihrer Bestrebungen erreichen würde ,
eine solche Partei löst si ch n i ch t auf einen Schlag auf .
Daran , daß wir diese Partei sehr wesentlich gestärkt haben
würden , wenn wir dem Prinzen Ernst August zum
HerosundzumMärtyrerderPartei machten , daß
wir im Gegensatz dazu die Partei in ihrer Grundlage jetzt ge-
schwächt haben , daran , sollte man ruhigen Sinnes auch dann
nicht zweifeln (Unruhe und Zurufe bei den Sozialdemokraten ) ,
sollte man nicht zweifeln auch angesichts der Versuche unver -
söhnlicher Agitatoren , die Ex ist enzb e r e ch t > g u n g der

Parte , durch die erhöhte Tätigkeit nach außen hin zu begrün »den . Die Ereignisse des letzten Jahres haben unzweifelhaft aufdie - ruh -gcn und besonnenen Elemente der Partei , und auchitariti , in versöhnlichem Sinne gewirkt , und ickzweifle nicht daran , datz diese Elemente fortan nicht mehr inster rle r Pos , 11 c n beiseite stehen , sondern sich der p r a k -
tische n M i t a r b e i t an den Aufgaben der Gegenwart wid -ntu , werben . Uber das werden nur die besonnenen undr u h , g e n E l e ni e n t e sein . Die , die unbelehrbar sind

Agitationsluft willen unbelehrbar sein ivolle »,,mt diesen Elementen haben wir zu rechnen . Aber ich glaubewirklich daß die « ' cherheit des preußischen Staates dadurchnicht gefährdet wird , wenn ich der Ansicht Ausdruck gebe , daß
r

*
»? , Bedeutung dieser Elemente nicht höher einschätzensollte , als sie , n Wirklichkeit ist . (Sehr richtig ! ) Das ist im

c !r ii L
-
ey letzten Monate in einem Teil der Presse unzwei -

fclhast geschehen , und ich babe den festen Eindruck , datz geradedurch diese Übertreibung der Bedeutung der welsischen Um-triebe das Selbstbewußtsein und die Agitätionslust der uiwer -
sehnlichen Elemente wesentlich gestärkt worden ist.
- ^ r -L r ! d)h ° ! ) 200 einzelne Mitglieder der Partei sich tat -
lachuch u , staatsfeindliche !!, Sinne betätigen sollten ,da wird selbstverständlich die Regierung mit derselben
Energie einschreiten , mit der sie es früher schon ge-tan hat . Im übrigen , ich wiederhole es , sollten wir d i e
Träumereien dieser Männer nicht zu tragisch neh -

unter denen es Leute gibt , die im Jahre 1870 mutig fürDeutschlands und Preußens Ehre gefachten haben . (Sehr
'
rich-

hg . ) Auch für diese Männer wird der Tag kommen , wo sie ihre^ räume austräumen werden , die Träume , Hannover könne
leinals wieder vom preußischen Staat getrennt werden .
(Beifall . )

Reichstag .

( Vergleiche den gestrigen Drahtbericht .)
Berlin . 13. Jan . Nach der bereits mitgeteilten Erledigungder Petitionen betr . die Branntweinsteuer , die Rückvergü -

lnng au Bleististfabriken , und das Frauenstimmrecht wird
eine Petition des Verbandes der Männervereine zur Be -
kampfung der öffentlichen Unfittlichkeit in Köln auf Ände -
rung der P o st o r b njt it g ( Aushändigung nicht voll
adrestierter posflagernder Sendungen nur gegen Vorzeigungeiner Postausweiskarte ) entgegen dem Antrag der Kommission
auf Überweisung zur Kenntnisnahme auf Autrag des Zen -
trumsredners der Regierung zur Berücksichtigung überwie -
sen . — Es folgt die Petition , betreffend B e r h ä n g n ngdes Militärverbots über ein Lokal in "

Burg . Im
Laufe der Erörterungen erklärt Generalmajor Wild v .
Hohenborn , das Lokalverbot sei ergangen aus Grnil -
den der Disziplin , nicht wegen der politischen Gesinnung des
Wirts . Wir wollen nicht wirtschaftliche Schädigung herbei -
führen . Die Petition wird durch Übergang zur Tagesord -
nung erledigt . Darauf werden Petitionen , betreffend den
Wandergewerbebetrieb , nach kurzer Erörterung als
Material überwiesen . Hierauf vertagt sich das Haus auf
Mittwoch 1 Uhr . Tagesordnung : Petitionen , « chlutz nach5% Uhr .

Berlin , 14 . Jan . Die sozialdemokratische R e ich s -
t a g s f r a k t i o n hat eine Interpellation eingebracht , in der
gefragt wird , „ was der Reichstag zu tun gedenke gegen die
gesetzwidrigen Übergriffe der Militärgewalt ."

Uolitische Merstcht .

Zabern in der Bayerischen Kammer .
In der Dienstagsitzung der Bayerischen Kammer der

Abgeordneten betonte der Abgeordnete M ii 11 c r -Hof
(Lib . ) bezüglich Zaberns , datz auch die bayerische Regie -
rung die Verpflichtung habe , gegen Vexationen der Offi -
ziere vorzugehen . Wäre beizeiten eingegriffen worden ,
so wäre es überhaupt nicht so weit gekommen . — Abg .
B e ck h (Kons .) brachte zum Ausdruck , es sei erfreulich ,
daß Polizeipräsident von Jagolv den Mut hatte , sich ge -
gen den Sturm zu stemmen . Er freue sich, daß eine dem
Kaiser nahestehende Persönlichkeit dem Obersten v. Reu -
ter seine Anerkennung ausgesprochen habe . Die f r ü-
h e r e französische rücksichtslose Präfck -
ten Wirtschaft in Elsaß - Loth ringen sei
viel besser gewesen , aIs das jetzige konziliante
Verhalten der Beamten im Reichslande . — Kriegsmini -
ster Freiherr Kreß von K r e s s e n st e i n erklärte :
Die Bestimmungen über das Einschreiten der bewaffne -
ten Macht bei inneren Unruhen seien so einfach , daß er
nicht glaube , daß bei den verantwortlichen Offizieren
Zweifel über ihre Befugnisse bestehen könnten . Auf
den Zaberner Fall könne er nicht eingehen , da er nicht
vor das Forum des Hanfes gehöre . — Das Kapitel des
Kriegsmiuisteriums wurde bewilligt .

* Die Kaiserin hat au das Oberpräsidium in Pommern
folgendes Telegramm gerichtet : Neues Palais . Tief »
belvegt durch die Nachricht von dem schweren Unglück ,
das die pommersche Küste heimgesucht hat , bitte ich Sie ,
den betreffenden Gemeinden meine wärmste Teilnahme
zu übermitteln . Die bereits eingeleitete Hilfsaktion
werde ich nach Kräften zu fördern suchen und hoffe , daß
es dadurch gelingen wird , den Notstand zn lindern .

* Das Verhältnis der Presse zur Justiz . Der Vorstand
des Vereins „Recht nnd Wirtschaft "

, der sich die Förde¬
rung zeitgemäßer Rechtspflege und Verwaltung zur
Aufgabe gemacht hat , hatte einen Preis von 1000 M .
für die beste Bearbeitung des Themas „Das Verhältnis
der Presse zur Justiz unter besonderer Berücksichtigung
der Berichterstattung durch die Presse und ihre gesetzliche
Verantwortlichkeit " ausgeschrieben . Das Preisgericht , be -
stehend aus den Herren Reichsgerichtsrat Ebermayer als
Vorsitzenden . Landgerichtsdirektor a . D . Dr . Aschrott (fin¬
den erkrankten Oberlandesgerichtspräsidenten Dr . Boern -

gen -Jena ) , Dr . jur . Faber -Magdeburg , Vorsitzender des
Vereins deutscher Zeitungsverleger , Verlagsbuchhändler



Kreyeuberg -Berlin , Chefredakteur Marx - Berlin , 1 . Vor -
sitzender des Reichsverbands deutscher Presse , und Geh .
Regierungsrat Witting - Berlin hat den 1 . Preis dem
Rechtsanwalt Dr . Glaser - Dresden zuerkannt . Lo-
bende Erwähnung erhielten die Arbeiten der Herren
Rechtsanwalt Dr . Weck- Charlottenburg und Gerichts -
assessor Dr . Albert Hellwig -Friedenau , Assistent an der
Universität Berlin .

*
AusLanö .

Johannesburg , 14. Jan . Der Stratzenbahnverkehr ist un -
tcrbrochen ; die Eisenbahnverwaltung hat einen Zugdienst im -
provisiert . In der Nähe von Benoni wurde auf den Schie -
nen Dynamit entdeckt.

Kapstadt , 14 . Jan . 11 Uhr abends . Die Bergarbeiter wer -
den morgen nachmittag den General st reit erklären und
die Arbeit einstellen . Man nimmt an , daß das Kriegs -
recht sofort verkündigt werden wird .

Kapstadt , 14. Jan . Der Generalstreik ist für das
ganze Gebiet der Union proklamiert worden .

Grossberzogtum Waden .
Karlsruhe 14 . Januar .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog erteilte heute
vormittag von 10 Uhr an den nachgenannten Herren
Audienz : dem Professor a . D . Keller in Karlsruhe , dem
Amtsvorstand Geheimen Regierungsrat Dr . Strauß in
Mannheim , dem Oberbürgermeister Dr . Walz und dem
außerordentlichen Professor Dr . Vulpins in Heidelberg ,
dem Notar Dr . Kappler in Baden , dem Vorstand der
Wasser - und Straßenbauinspektion Oberbauinspektor
Spieß in Achern , dem Amtsrichter Werle in Lahr , den:
Professor Wagner in Metzkirch, dem Bauinspektor Schmie -
der in Heidelberg , den : Altratschreiber Hillert in Sinz -
heini , dem Regierungsassessor Becker in Karlsruhe , dem
Arzt Dr . Wilckens in Dresden , dem Maschineninspektor
Dumm in Karlsruhe , den Landwirtschaftslehrern Dr .
Müller in Bühl und Philipp in Augustenberg , dem Rek-
tor Ernst in Durlach , den Gewerbelehrern Huber , Ben -
der und Bronner in Karlsruhe sowie dem Oberbausekre -
tär Meeß in Heidelberg .

Nachmittags 3 Uhr fand im Großherzoglichen Schloß
eine Vorführung von Edisons sprechendem Bilderapparat
statt , zu der eine größere Anzahl Einladungen ergangen
war .

* * Wehrbeitrag . Nach § 38 Abs . 2 des Wehrbeitrags ,
gesetzes und 8 20 Abs . 5 der Ausführijngsbestimmungen
des Bundesrats hat der Wehrbeitragspflichtige bei nicht
rechtzeitiger Abgabe der Vermögenserklärung — neben
der etwa verwirkten Geldstrafe — einen Zuschlag von
5 bis 10 vom Hundert des geschuldeten WehrbeitragS zu
entrichten , falls nicht die Umstände des Einzelfalles das
Versäumnis als entschuldbar erscheinen lassen . Es wird
deshalb allen , die Vermögenserklärungen abzugeben ha¬
ben , dringend empfohlen , die zur Abgabe der Erklärun -
gen allgemein festgesetzte Frist (Schlußtag 20 . Januar )
oder , wenn jemanden die Frist auf Ansuchen verlängert
worden ist, diese weitere Frist genau einzuhalten und
die Erklärung so zeitig abzusenden , daß sie am Schluß -
tage der Frist in den Händen des Steuerkommissärs ist :
denn der Zuschlag ist bei jeder , also auch bei nur gering -
sügigen Fristüberschreitungen anzusetzen .

" Schulzahnpflege . Die Einrichtungen für die Schul -
Zahnpflege in den größeren Städten des Landes haben im
Laufe des Jahres 1913 eine wesentliche Änderung nicht
erfahren .

Besonderes Interesse verdient auch iu diesem Jahre der
für das Schuljahr 1912/13 erstattete Jahresbericht der
Mannheimer Schulzahnärzte . Nach den in diesem Be-
richte enthaltenen Zusammenstellungen wurden im Be -
richtsjahre au 7717 Schulkindern 19266 zahnärztliche Be -
Handlungen vorgenommen . Das behandelte Kind hat so-
mit durchschnittlich 2,49 zahnärztliche Behandlungen er-
halten . Die Gesanitkosten für Schulzahnbehandlung be -
liefen sich auf 19839,67 M . , wovon durchschnittlich auf die
einzelne Behandlung 1 M . und auf die Behandlung jedes
Kindes 2,56 M . entfallen .

Bemerkenswerte Fortschritte auf dein Gebiete der
Schulzahnpflege machten Offenburg und Bruchsal . Of¬

fenburg hat auf Grund der im vorigen Jahre vorgenom -
menen Untersuchung der Kinder die zahnärztliche BeHand -
lung der Schüler der Volks - , Fortbildungs - und Haus -
Haltungsschule eingeführt . Die Behandlung erfolgt durch
zwei Zahnärzte , die von der Stadtgemeinde Paufchfum -
men von je 890 M . erhalten . Die Eltern haben für die
Behandlung eines Kindes den Betrag von 1 M . für das
Jahr an die Stadtkaffe zu entrichten . Der durch das
Mindererträgnis der Einnahmen der Stadt erwachsende
Aufwand beträgt jährlich etwa 600 M .

In Bruchsal hat der Stadtrat mit Wirkung vom
1 . April 1913 einem Zahnarzt die zahnärztliche Unter -
suchung der Schüler der städtischen Volksschule , sowie die
Behandlung zahnkranker bedürftiger Schulkinder
dieser Anstalt gegen eine Jahresvergütung von 200 M .
übertragen .

In Baden erfuhr die schon bestehende Einrichtung der
Schulzahnpflege einen Ausbau durch die Verteilung ge-
druckter Regeln über die Zahnpflege und von Zahnbür -
sten an mittellose Kinder .

In Gengenbach wurde die zahnärztliche Untersuchung
der Kinder neu eingeführt . Das Ergebnis der Unter -
suchung und die zu treffenden Maßnahmen werden den
Eltern mitgeteilt . Der Gemeinde entsteht hierdurch ein
Aufwand von jährlich 80 M .

Auch in Philippsburg finden neuerdings Zahnunter -
suchungen der Schulkinder statt . Zell a . H . hat für die
zahnärztliche Behandlung unbemittelter Kinder 50 M . in
den Gemeindevoranschlag aufgenommen , die kleine Ge -
meinde Bronnacker (Amts Adelsheim ) verwendet jährlich
den Betrag von 10 M . für diesen Zweck.

Es kann nur dem Wunsche Ausdruck gegeben werden ,
daß diejenigen Städte und Landgeinein .den , in denen eine
Regelung bisher noch nicht erfolgt ist , möglichst bald dem
guten Beispiel der Gemeinden folgen , die schon erhebliche
Opfer für die Zwecke der Schulzahnpflege gebracht haben .

Aus der Wofröenz .
Max Reger und die Meimnger Hofkaprlle konzertieren heute

Mittwoch abend 8Vi Uhr im Eintrachtsaale , Karl Friedrich -
stratzc 30, unter Mitwirkung des Geigenvirtuosen Alexander
S ch m u l l e r aus Moskau . Abendkasse und Saaleröffnung
erst ab % 8 Uhr , da vorher die Solistenprobe stattfindet .

Weueste Wach ^ ichten rntd Getegrainine .

Zweite Kammer .
12. öffentl . Sitzung : Mittwoch , 14 . Januar 1914 .

(Kurzer Bericht .)
Am Regierungstisch : Staatsminister Dr . Freiherr von

Dusch , die Minister Dr . Freiherr v o n B o d m a n , Dr .
R h e i n b o l d t , Dr . B ö h m .

In der heutigen , kurz nach ^ 10 Uhr eröffneten Sit¬
zung erhält als erster Redner zur Fortsetzung der allge -
meinen Diskussion über das Finanzgesetz der Abg . R e b-
mann das Wort , der , wie auch die folgenden Redner , zu -
nächst mit ehrenden Worten des verstorbenen Finanzmini -
sters a . D . Eugen Becker gedenkt . Er gibt sodann seiner
Freude Ausdruck über die gute Verfassung der Staats -
finanzen , wünscht eine Vergrößerung des Grundbesitzes
der auf dem Lande wohnenden Arbeiterschaft durch ent -
sprechende Abgabe von Domänengrundstücken und be-
grüßt , die in Aussicht gestellten Automobillinien . Er
teilt des weiteren die Ansicht Dr . Zehnters , daß auch das
kleine Unternehmertum der sozialen Fürsorge bedürf -
tig sei , betont in der Jesuitenfrage die Beachtung des
Gesetzes, so lange es bestehe , mit aller Bestimmtheit sor -
dern zu müssen und wirft , zur Landtagswahl übergehend ,
dem Zentrum vor , mit seinem Ruf der Sammlung der
bürgerlichen Parteien lediglich die Zersplitterung der
nationalliberalen Partei bezweckt zu haben . Eine Ar¬
beitsgemeinschaft dieser letzteren mit der Sozialdemokra -
tie werde auch in Zukunft immer dann anzutreffen sein ,
wenn es gelte , reaktionären Bestrebungen entgegenzu -
treten . Die ablehnende Haltung der Regierung Hinsicht-
lich der Einführung des Proporzes für die Landtags -
Wahlen sei zu bedauern .

Abg . K o l b vermag sich mit der gegenwärtigen Fi -
nanzpolitik nicht einverstanden zu erklären , sieht das
Fehlerhaste dieser Politik in der ungenügenden Berück -
sichtigung des kausalen Zusammenhangs zwischen Kultur
und Volkswirtschaft auf der einen und der Finanzpolitik
auf der anderen Seite und hebt besonders hervor , daß
ein Übergang

"
zur Anleihepolitik sich bisher nur dadurch

habe vermeiden lassen , daß eine Reihe von Kulturauf¬
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85 45 3'/. bo. # . 1900tttHb .abl905 .
75 .80 3Vi do. v, 1902Ibb . ab 1910 . .
39 60 37 , bo. ». 1904Ibb . ab 1912- . .
»9.10 3"/a bo. ». 1907 untbb . b. 1915 .
98 36 3. . . bo. ». 1896 . . . . . . . .
98. — 4 . . . Bayr. Ablijsuagsrtntt , . (fl.)
98.10 4 . . . bo. C.»a .»««l . fbb. ab06 .

4. . . bo. E -B .U.A.A. link.b.15 .
4 . . . bo. E .-B .U.A.A. unk.b.18 . .
4 .. . bo. E. -B .u.A.A. unk.b.A ,

85 .25
75.80

97 —
. . . _ «6.1»• Der >ur«btslch> «n'.MIt M« ßuvjf tlncr AuzwabI miwbtlflchercr Wertpapiere nach ber V,rNsenII >chung der Frankfurter Bbrs «.

96 .90
96 .50
96 .90

«7.40
98 .10
92 10
90 40
90 40

86 .10
85 .20

96 30
96 70
»6 70
96 70
96 90

4.. Bayr , E.-B .U.A.A. unk.b.M . 96 9»
3-/- do.E. -B . u. Allg. Ani. . . . 83 .85
3"/a bo. Lanbeslultur-Rente . . 83 80
3. . . bo. E.-B . Ani 74 .90
4.. . bo. PMz. S.- A. Priorität . 96 .70
31/, bo. . . . bo —•—
37, bo. (lonb.) u. v. 1895 . . . —.—
4. . . Bremer», lüllunl . b. 1921 . 96 .—
I '/. Bremer v. 1888, 92 , 99 . . . 82 .90
3. .. bo. v. 1896 u. 1902 . . . 73 10
3. . . El>aß-Lothr. Rente . . . . . 75.40
4. . . Hamb.St . -A. am. l900u .09 . 97 —
«. . . bo. Bm. b. 1907 uul . 6. 15 . »?.—
4.. . bo. 1908 unk. bis 1918 . 97 —
4... bo. 1909 utlgb. bis 1912 . 97 —
4... bo. 1911 unk. bis 1931 . . 97 —
4 .. . bo. 1913uk . b. 63 »7.50
» /, bo. Et. Rente . . . . . . — —
37a ' bo. Et . Dil . amort. . . . 86 20

(». 1887,91,93,99,1901 )
3... bo. v. 1886, 97 u 1902 . — —
4. .. Heyen v. 1ß99,tob. ab 1909
4 . .. bo. ». 1906 unk. bis 1913

4 . .Hessen« .1908u .1909uf .b. l918
4. . . bo. unk. b. 1921
37, bo . abgest.
37. bo
3. . . bo
3. .. Sächsisch« Rente . . . . . . .
4. .. Wi!rtte,nb . imkbb. bis 1915 .
4. .. bo. „ 1921 .
4 . . . bo. „ „ 1935 .
37t bo . ». 1875
37, bo . 0. 1879/80
37, bo . v. 1881/85
37 , bo . b. 1885/95 V . • .
37, bo . v. 1900
3' /, bo . v. 1903 u . ff
3.. . bo . v. 1896 ' . . . . . . .

gaben an die Städte abgewälzt worden sei . Im Gegen¬
satz zu Abg . Rebmann , der gegen die Verstaatlichung der
Volksschule große Bedenken hat , stellt sich Redner ans den
Standpunkt der Staatsschule und bedauert , daß auf dem
Gebiet des Volksschulwesens auch heute noch Rückständig -
keit anzutreffen sei . Er geht sodann des näheren auf die
Geschichte, das Wesen und die Ziele des Sozialismus über
und verwahrt sich schließlich gegen die der Sozialdemo -
kratie gemachten Vorwürfe der antinationalen , Vater -
landslosen Gesinnung . Im Anschluß hieran wendet sich
Staatsminister Dr . Freiherr von Dusch zu den Aus -
führungen der einzelnen Redner , legt hierbei , von den
Landtagswahlen ausgehend , die Stellung der Regierung
zum Großblock dar , rechtfertigt die Haltung der Regie -
rung hinsichtlich des Verbots der Vorträge des Jesuiten -
Paters Cohauß , wobei betont wird , daß die erhobenen
Angriffe sich nicht gegen die Minister des Innern und
des Kultus und Unterrichts , sondern das gesamte Staats -
Ministerium zu richten hatte und teilt mit , daß wegen
der Klosterfrage vor wenigen Tagen ein neuer Antrag
der Kurie bei dem Kultusministerium eingekommen sei.
— Schluß der Sitzung y22 Uhr .

Berlin , 14 . Jan . Vor Eintritt in die Tagesordnung
in die heutige Sitzung des Re ichs t a ge s gab Präsi¬
dent Dr . Kämpf folgende Erklärung ab : Im Preußi -
fchen Herrenhause hat sich ein Mitglied dahin geäußert ,
daß die Art , wie der Wehrbeitrag im Volk aufgenommen
worden sei , darauf schließen lasse , daß die nationale Ge -
sinnung überall im Wachsen begriffen sei , daß aber die
berufene Vertretung des deutschen Volkes diese Gesinnung
habe vermissen lassen (Hört , hört !) . Ich gestehe selbst -
verständlich den Landtagen der Bundesstaaten das Recht
zu , Kritik an dem Verhalten des Reichstages zu üben ,
ebenso wie der Reichstag dieses Recht gegenüber den
Landtagen der einzelnen Bundesstaaten in Anspruch
nimmt . Wenn aber dem Reichstag der Vorwurf gemacht
wird , daß er die nationale Gesinnung vermissen lasse , so
liegt hierin , namentlich auch angesichts der Tatsache , daß
das Gesetz über den Wehrbeitrag vom Reichstag mit
überwältigender Mehrheit angenommen worden ist , eine
Beleidigung des Reichstages , die ich von dieser Stelle
aus mit aller Entschiedenheit zurückweisen mutz (Leb -
Haftes Bravo auf fast allen Seiten des Hauses ) .

Straßburg (Elsaß ) , 14 . Jon . Mit Bezug auf die Zei -
tnngsnachrichten betreffend die unbefugte Be -
kanntgabe von 2 Telegrammen über den
Freispruch des Ober st en von Reuter geht
dem W . T . B . folgende amtliche Erkärung zu :
Nach den von der Oberpostdirektion Straßburg angestell¬
ten Ermittelungen steht unzweifelhaft fest, daß Adresse
und Text der beiden Telegramme bereits dritten Perso -
nen bekannt waren , bevor die Telegramme in die Hände
der Annahmebeamten des Telegraphenamtes in Straß¬
burg gelangten und daß an der unbefugten Verbreitung
des Inhalts Personal der Neichspost - und Telegraphen¬
verwaltung nicht beteiligt ist.

Tokio , 14 . Jan . Admiral G r a f I t o ist heute srüh
g e st o r b e n .

Werschieöenes .
Hochwasser und Überschwemmungen .

* Karlsruhe , 14 . Jan . In der gestrigen Meldung
eines Korrespondenzbureaus über die Hoch was serschä -
den in Mittolbaden war gesagt , daß bei L e u t e s h e i m der
Rheindamm gebrochen sei . Wie wir von zuständiger
Seite erfahren , trifft diese Meldung erfreulicherweise nicht
zu . Der R h e i n d a m m ist in Ordnung und durchaus u n -
v e r s e h r t.

Verantwortlich für die Redaktion :
Chefredakteur C . A m e n d in Karlsruhe .

Druck und Verlag :
G . B ra u nsch e Hosbuchdruckerei in Karlsruhe .

Bleichsucht unö
Blutarmut verschwinden §J

sobald Sie zur Förderung Ihrer Blut - = §
bildung täglich morgens und abends
den weit und breit bekannten , tau -
sendfach ärztlicherseits empfohlenen

Rasseler haser - Rakao W
trinken . (Nur echt in blauen Kar -
tons für 1 Mark — niemals lose !) § = §
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»7 .10
97 .75
83 .30

76 .30
»8 .45
98 .60
98 90
9t 60
87 10
83 93
87 70
83 .60

Städtische Anlehe «.
4. . . Stabt Bad .-B .v .08uk.b. l3 . »4.10
37, bo. 189e .'1905fb .abl903/10 —
3. ;. bo 188« 83 .50
4. .. bo. BruchsaI09utgbb. lt . »4.10
#7 , do. 1895 85—
»>/, bo. enwig « ! lilzb . ab 0» . 86 50

4. .. StadtFreikmrgv. 00kb. ab05 94.20
37a do. Freiburg do. 1381u .84abg..

88 u. 98 . . . 84 90
37* bo. 03 kdb. ab 08 . . . . —
4. . . do. Heidelberg 1901. . . . —
4. . . do. 1907 unk. bis 1913 . —
4. . . do. HeidelbergV.12unk.b.17 —.—
3-/, do. 1894 84.10
37a do. 1903 84.50
37a do. 1905 kündb. ab 1911 . 84 .60
4. .. do.Karlsruhe07utgb .b. l3 . 94 —
37, do. 1900 abgest. —
37a do. 1902 kdb. ab 1907 . . 8530
37, do. 1903 kdb. ab 1908 . .
4 .. . do. 1913 tilgbar ab 1918 . 93.80
3. .. do. 1886 89.20
3. . . do. 1889 89 .20
3. . . do. 1896 . ' . . . . . . . 83.—
S. . . do. 1897 . 83 —
37a do. Lahr 1889 —
37 , to. 1902 . . . . . . .
4 . .. do. LörrachI911unt.b.l921 94 .50
37 , do. Lörrach von 1905 . . 84 .—
4. . . do. MannheiinH.01.06/?u.03 *4.10

5tadtMannheii»r v . 12, ukb.b .17
do. Manny«.im V.83, ukb .b.17
do. Mannheimv.95,ukb . b .17
do. Mannheimv . 98, kb. abM
do. Mannhein» v . 04/5, kdb.

ab 09/10
do. Offenbnrg 98 kb. ab04 .
do. 1905 kb. ab 1910 . . .
do. Pforzheim 99 kb.ab 04 .
do. 01 u .07 (zusammengelegt)
do. 1912 unkv . bis 1917 .
do. 1910 unkb. bis 1915 .
do. 1883 abqest. u . 1905 .
do. Rastatt 03 utgb . b . 13 .

Pfandbrief « .
4. . . Rb.Hbv.Mantth.unkb.bis 1912
4.. . do. unkb. 6is 1917 . . . .
4... do. unkb. bis 1919 . . . . -
4. .. do. unkb. bis 1921 . . . .
4. . . do. unkb. bis 1923 . . . .
37a do. atte . .
37a do. unkb. bis 1914
4. .. do. Komm«:«»! unkb.bis 19W

86 .30
86 8u
86 . —
84 .80

84 50
84 —
84 .60
93 .80

5 » 90

93 .50
93 40
93 .40
93.50
94. 80
83 20
82 .90
55 80
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Sdiui ' Smpreffen
Vordrucke für Volksfchulen

Nach der neuen Schulordnung für die badischenVolksschulenvom 12 . Dezember1913
(Gesetzes- und Verordnungsblatt vom 22 . Dezember 1913 , Schulverordnungsblatt vom 23 . Dezember 1913 )

Räch amtlichen Vorlage» bearbeitet
Verzeichnis der Impressen:

Muster I : Bekanntmachung , die Aufnahme in die Volksschule
betreffend (§ 2)

Muster II : Hauptschülerliste (§ 10)

Muster III : Ueberweisungsforinular (§ 14)

Muster IV : Liste der ungerechtfertigten Schulversäumnisse und
der Schulversäumnisstrafen (§ 24 Abs. 1)

Muster V : Schulversämnnis-Strafbogen (§ 24 Abs. 2)

Muster VI : Mahnung wegen ungerechtfertigter Schulversäuinnis
(§ 31)

Muster VII : Handliste (§ 40)
*) Muster VIII : Wochenbuch ( 1 . bis Z . Schuljahr) . Nebst Anleitung

(§ 40)
*) Muster Villa : Wochenbuch (4 . bis 8. Schuljahr). Nebst Anleitung

(§ 40)
Muster IX : Zeugnisheft (§ 47)

Muster X : Abgangszeugnis (§ 56)
*) Die Wochenbücher sind sowohl in Umschlag mit Leiiiwandialz , als auch in einzelnen Boge» zu beziehen .

Zu beziehen nur direkt vom Verlag :
S . Brciunfche ßofbuchdruckerei und Perlag in Karlsruhe .

I urinn Pension Henrietta , Via Geretta 3 - Bes . A . Peters .
LU y dl IU Deutsche Familienpens . m .Gart . u . schön . Auss . Zentralhzg ,

Elekt . Licht . Bad . Empf . v .Deutsch .Offizierverein . Pens . v . Frs . 6 -50 an .

Zuoz,
Schöne , sonnige Zimmer . Herrl . Skifelder in nächster Nähe .
Pension von Fr . 8 -— an . H . P . Lötscher -Biel . G .50

Ich habe mich in Karlsruhe als

Rechtsanwalt
niedergelassen . — Meine Kanzlei ist mit der¬
jenigen des Herrn Rechtsanwalts Dr . R . Gönner ,
Karlfriedrichstraße 18 , vereinigt .

G .81 Karl Peter
— Telephon 561 —

KassenschränRe
| Bücher - und Akten¬

schränke , Kassetten ,
moderne , gediegene Bauart . Fabrikation

u . Lager . Katalog gerne zu Diensten .

KARL KNOLL I
■
JitephonW3S FREIBURG i .B . SjuSefsnassê

1 Bei Bedarf in exakten und dauerhaften

STEMPELN
jeder Art wendet man sich am vorteilhaftesten
an die bekannte und außerordentlich leistungsfähige F .579

Stempelfabrik Adelsheim
Fabrik: H

Adelsheim , Bad . J
Zweigniederlassung :

I Mannheim 0 6,1

: Ii
Emailschilder

für StraSenbezeichnung, Häusernumerierung. Kanzleien undbehüten, Warnungstafeln, Hydranten - und Schieberschildeliefern in jeder Ausfährung F404
ran-i

tili I

m MMr
einer alten leistungsfähigen Lebensversicherungsgesellschaftmit Sitz in Karlsruhe ist zuni l . April ds . Js -, eventnell
früher , neu zu besetzen . G "1

Bewerber, die in Akquisition und Organisation gute
Resultate nachweisen können und nach einer dauernden ,
gutbezahlten Stellung streben , werden gebeten, Offerten sub
M. H . 7010 an Rudolf Molfe , München , zu richten -

GesuchtMI. Märzein gemMer
zilveililssigel

Diener
Anerbiete » unter 8. 84 an die

Wed. der Äarisrutjer Zeitung .

SjirgerliARWspflkge .
a . Streitige Gerichtsbarkeit .

O .36 .2 Freiburg . Die
Ehefrau des früheren Lehrers
Johann Gustav Seyserle
Berta geb . Schuler hier , der-
treten durch R .A . Fromherz
hier , klagt gegen ihren Ehe-
mann , früher hier , jetzt un-
bekannten Aufenthalts , mit
dem Antrag auf Scheidungder zwischen den Parteien am
27 . XII . 1894 zu Hinterzar -
ten geschlossenen Ehe aus
Verschulden des Beklagten u.
ladet diesen zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits
vor die II . Zivilkammer Gr .
Landgerichts hier in den auf4. III . 1914, vorm. S Uhr,
bestimmten Termin mit der
Aufforderung , einen bei die -
fem Gerichte zugelassenen An-
walt zu bestellen .

Freiburg , 9 . Jan . 1914.
Gerichtsschreiberei Gr . Land-

gerichts. «

O .23 .2 Mannheim . Der
Schneidermeister Daniel

Schneider hier , Prozeßbevoll -
mächtigte : Rechtsanwälte

Dres . Stern und Klein hier,
klagt gegen den Kaufmann
Tally Jsenberg , früher hier,
jetzt unbekannt wo , aus Kaufu. Werkvertrag mit dem An-
trage auf Verurteilung zur
Zahlung von 73 M . nebst 4

Prozent Zinsen seit 1 . Juli
1911 .

Zur mündlichen Verhand-
lung des Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das Grotzh.
Amtsgericht in Mannheim auf
Donnerstag , 12. März 1914,

vormittags 11 Uhr ,
Zimmer 113, geladen.

Mannheim , 8 . Jan . 1914.
Der Gerichtsschreiber des Gr .

Amtsgerichts 10.
Q .56 . Freiburg . In dem

Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Dukas
& Cie . in Freiburg ist infolge
eines von dem Gemeinschuld-
ner gemachten Vorschlags zu
einem Zwangsbergleiche Ver-
gleichstermin anberaumt auf
Donnerstag , 29. Jan . 1914,

vormittags 10 Uhr,
vor dem Amtsgerichte hier ,
Kaiserstraße 143, 1 . Stock ,
Zimmer Nr . 5.

Der Vergleichsvorschlag u.
die Erklärung des Gläubiger -
ausschusses sind auf der Ge-
richtsschreiberei des Konkurs-
gerichts zur Einsicht der Be-
teiligten niedergelegt .

Freiburg , 12. Jan . 1914.
Gerichtsschreiberei Gr . Amts -

gerichts 5.
Q .51 . Heidelberg. In dem

Konkursverfahren über das
Vermögen des Privatmanns
Hermann Müller sen . in Hei-
Kelberg ist zur Prüfung der
nachträglich angemeldeten

Forderungen vor dem dies-
feitigen Gericht, Zimmer Nr.25, auf
Freitag den 30 . Jan . 1914,

vormittags S Uhr,
bestimmt.

Heidelberg, 10. Jan . 1914.
Gerichtsschreiberei Gr . Amts¬

gerichts 1.

Bekanntmachung .
Q .49 . Kehl. Am 3. Februar

1914 findet in Kehl Termin
zur Abnahme der Schluß rech-
nung im Konkurse Maier ,
Bodersweier , statt . Forderun -
gen sind 156 M .. § Gl 1—5
KO. und 11419.31 M . 8 61,6
KO. Nach Abzug der Kosten
verbleiben noch 1323 .87 Mark
Masse oder eine Quote von
10,2 Prozent .

Kehl , 12. Jan . 1914 .
Konkursverwalter :

Weber .
Q .52. Konstanz. Das Kon-

kursverfahren über das Ver-
mögen des Metzgermeisters
Otto Thomas in Konstanz
wurde nach Abhaltung des
Schlußtermins aufgehoben.

Konstanz, 8. Jan . 1914 .
Gerichtsschreiberei Gr . Amts -

gerichts.
Q .53 . Mannheim . Das

Konkursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns
Anton Peschke in Mannheim
wird nach rechtskräftiger Be-
ftätigung des Zwangsver -
gleichs aufgehoben.

Mannheim , 9. Jan . 1914 .
Der Gerichtsschreiber Grotzh .

Amtsgerichts Z. 6.
O .61 . Schopfheim. Im

Konkursverfahren über das
Vermögen des Gastwirts In -
lins Leus in Schopfheim ist
zur Abnahme der Schluß -
rechnung, zur Erhebung von
Einwendungen gegen das
Schlußverzeichnis und zur Be-
schlußfassung der Gläubiger
über die nicht verwertbaren
Vermögensstücke ISchlußter-

min bestimmt auf
Mittwoch den 11 . Febr . 1914 ,

nachmittags 4 Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgericht
hier.

Schopfheim, 10. Jan . 1914 .
Gerichtsschreiberei Gr . Amts -

gerichts.

Verschiedene
KekMitmchuW!!.

Auf 1. Februar d . Js . ist
bei dem diesseitigen Amte

eine O .47KaWWlsmM
mit der gesetzlich geregelten
Vergütung zu besetzen . Be-
Werber (Anwärter für den

mittleren Beamtendienst ) wol-
len sich alsbald melden.

Kehl, 13 . Jan . 1914 .
Großh . Bezirksamt .

Lieferung und fertige Auf -
stellung der flutzeisernen Bau -
teile zu den Bahnsteigdächern
im Bahnhof Breisach, beil.
24 506 kg , nach Finanzmini -
sterialverordnung vom 3. Jan .
1907 öffentlich zu vergeben.
Zeichn . mit Bedingsnisheft
Markgräfliches Palais Karl -
friedrichstraße 2. Stock , Zim -
mer Nr . 17, zur Einsicht . Ab -
gäbe gegen 1 .20 M . Kosten -
ersatz (nach auswärts 50 Pf .
mehr ) . Angebote mit der Auk-
fchrift »Bahnsteigdächer Brei -
fach" spätestens bis 2« . Ja -
nuar 1914, vormittags 11 Uhr,
verschlossen und postfrei bei
uns einzusenden. Zuschlags-
frist 14 Tage . P .948 .2

Karlsruhe , 12. Jan . 1914 .
Brückenbaubureau Grotzh.

Generaldirektion .
Herstellung einer Schubvor-

richtung gegen die Rauchgase
der Lokomotiven an der Weg -
Überführung im Bahnhof
Waldshut nach Finanzmini -
sterialverordnung vom 3. Ja -
nuar 1967 öffentlich zu ver-
geben . P .949 .2 .1

1 . Schreinerarbeit : Liefern
und Anbringen von Holzta -
feln , beiläufig 120 qtn.

2 . Schlosserarbeit : Liefern
und Anbringen der eisernen
Befestigungsteile , beiläufig
1750 kg .

Vedingnishefte , Zeichnun¬
gen und Angebotsvordrucke
auf unserer Kanzlei z-u erhe-
ben. Angebote auf eine oder
beide Arbeiten, mit Aufschrift

„Schutzvorrichtung gegen
Rauchgase", verschlossen und
portofrei , bis längstens 22. d.
Mts ., nachmittags M6 Uhr,
einzureichen. Frist 8 Tage .

Waldshut , 12 . Jan . 1914.
Großh . Bahnamnspektion .

Kad. - Psalx. Uerkehr.
Auf 20. Januar l. I . wird

die Station Barbelroth in den
Ausnahmetarif 2 h für Sand
aufgenommen . Q .4«

Näheres in unserem Tarif -
anzeiger .

Karlsruhe , 13 . Jan . 1914 .
Grotzh. Generaldirektion der

Staatseisenbahnen .
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